	Getränkeabgabe: 
Anwendung des „Frankfurt-Urteils“ in der Gastronomie

(regionale Informationsveranstaltungen des Stmk GB im Juni 2006)


Vorstellung 

Begrüßung zur Infoveranstaltung des Stmk GB

Dank für Veranstaltungsraum

Thema:  GA-Verfahren 

Anlass: Frankfurt-Urteil (EuGH) u seine bestätigte grundsätzliche Anwendbarkeit in Ö (VwGH)

eingeschränkt auf „Gastronomiefälle“ (Dienstleistungen)

( ….. Möglichkeiten zur Erledigung eines weiteren Teils anhängiger Verfahren

…. daher Schwerpunkt Gastronomie

Kurzer Rückblick auf die Geschichte der GA-Verfahren,

Grundlagen der verschiedenen Verfahrensstände

als Wiederholung, Überblick und zur Einordnung der aktuellen Situation für jene, die das langwierige Verfahren vielleicht noch nicht von Anfang an kennen…

· 1.1.1995 - EU-Beitritt

· Ende 1997, 1998: erste massive Zweifel der AP an EU-Konformität (Nullerklärungen, RZ-Anträge)

· 9.3.2000 - EuGH (Weinhandelsbetrieb + eine Kantine): Besteuerung alk Getr = gemeinschaftsrechtswidrig; rückwirkende Auswirkungen eingeschränkt auf rechtzeitige „Rechtsbehelfsfälle“ (vor Erlass des Urteils eingebracht)

· seit Juni 2000: VwGH: Rechtsbehelfsfälle sind ua Nullerklärungen, Rückzahlungsanträge, Berufungen, … (fast alle Äußerungen mit Ausnahme ausschließlich bedingter bzw verspäteter Prozesshandlungen)

· StGN 5/2001; Editorial von Prof. Pilz: Trotzdem Getränkeabgabepflicht für alkoholische Getränke in der Gastronomie bis 31.5.2000 (EuGH-Urteil Faaborg-Gelting Linien AS, Rs C-231/94 vom 2.5.1996: Restaurantumsätze bestehen weitaus überwiegend aus Dienstleistungen (=i.S.d. Art. 6 Abs. 1 der 6. EG-RL bzw sonstige Leistungen i.S.d. UStG 1994).

· Innsbruck-Erkenntnis: VwGH 2000/16/0675, 0676 vom 26.4.2001:
VwGH: „Restaurationsumsätze stellen keine Dienstleistungen dar“: Die Auffassung, es liege bei Restaurationsumsätzen nicht die Lieferung der Ware "alkoholische Getränke" sondern eine Dienstleistung vor, ist unzutreffend; bezüglich der Verabreichung (Veräußerung) alkoholischer Getränke in einem Restaurationsbetrieb liegen Art 3 Abs 1 und 2 der Verbrauchsteuer-RL widersprechende Lieferungen vor, daher Getränkesteuer für alkoholische Getränke auch in Restaurationsbetrieben verdrängt.

· Erlass der Landesregierung vom 28.10.2002 (GZ.: FA7A-482-101/95-207, „Zeitlicher Anwendungsbereich des EuGH-Urteils vom 9. März 2000, Rs C-437/97“): Beschränkung der Urteilswirkung auf Rechtsbehelfsfälle = letzte GetrSt auf alkoholische Getränke im Bundesland Steiermark für den Kalendermonat Dezember 1999 einzuheben; die nicht betroffenen Nicht-Rechtsbehelfsfälle entsprechend undifferenziert nicht mehr steuerbar)

· Erledigung wie durch EuGH + VwGH geboten (Guthabensbescheide in den GA-Verfahren) 

· Beseitigung der Guthaben über § 186 Abs 3 LAO – „Rückzahlungs-Verhinderungsbestimmung im Falle der Überwälzung einer geleisteten oder zu entrichtenden Abgabe auf Dritte“ („Bereicherungsverbot“) – Musterbescheid 80

· Wiener Bereicherungsverbot vor dem VfGH: Erkenntnis B 1735/00 vom 29.11.2000: Bereicherungsverbote in Ö sind verfassungskonform

· Bereicherungsverbot vor dem EuGH in Prüfung – C-147/01 vom 2.10.2003 - grundsätzlich bestanden; nationales Höchstgericht hat die konkrete Anwendung auf EU-konforme Auslegung hin zu beurteilen (Äquivalenz- und Effektivitätsprinzip) 

· VwGH-Erkenntnis 2003/16/0148 vom 4.12.2003 (Auslegung des EuGH-Urteils C-147/01): Bereicherungsverbot und seine rückwirkende Inkraftsetzung EU-konform; Äquivalenzprinzip eingehalten; Effektivitätsprinzip erfordert Nachweisführung über erfolgte Überwälzung - im Einzelfall, aktiv durch die Gemeinden

· Folgejudikatur des VwGH: Verstärkung der Nachweisführungsintensität hins. der Überwälzung, im Handel besonders  schwierig; Mitwirkungspflicht der Abgabepflichtigen

Neueste Entwicklungen 

· EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005: Die in Frankfurt am Main erhobene kommunale Steuer auf die Abgabe alkoholhaltiger Getränke zum unmittelbaren Verzehr an Ort und Stelle widerspricht nicht der Richtlinie 92/12/EWG (Verbrauchsteuerrichtlinie), da „Dienstleistungen“

· VwGH-Erkenntnis 2005/16/0217 vom 27.4.2006: GA auf alkoholische Getränke in der Gastronomie (überwiegend „Dienstleistungen mit Abgabe alkoholischer Getränke) = gemeinschaftsrechtkonform!

EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005 (Frankfurt am Main) ist somit auch in Österreich bei Gastronomie-Rechtsbehelfsfällen anwendbar.

„Dienstleistungen“ sind getränkesteuerpflichtig, wenn auch „entgeltliche Lieferungen“ oder „Veräußerungen“ Steuergegenstand des FAG, GetrAbgG und der VO der Gemeinden sind

· … wurde in den beiden ersten Frankfurt-Rundbriefen des Gemeindebundes
 im Vorjahr (24.5.2005, 18.7.2005) bereits so beurteilt; entsprechende Erledigungsvorschläge für offene Verfahren (und für solche Verfahren, wo nach oberbehördlicher Aufhebung noch eingegriffen werden konnte), lagen bei.

· Obiges ist die Vorgangsweise in den eigentlichen (damals offenen) GA-Verfahren, wo seitens des Gemeindebundes davon ausgegangen wird, dass diese nun seit einem ¾ Jahr erledigt sind.

Die aktuelle Situation nach dem neuesten VwGH-Erkenntnis

Allgemeine Einschätzung der offenen Verfahren:

Presse, Gastronomie, Wirtschaft: 

alk Getr. auch in Ö = abgabepflichtig; ( dzt Einschätzung: keine Rückzahlungsansprüche in der Gastronomie

WK + KWT 

prüfen allfällige „Rest-“ Möglichkeiten + Chancen

(Nicht-Überwiegen der Dienstleistungskomponente, …)

BMF + GB:

in (eigentlichen) GetrAbg-Verfahren wirklich alles klar: 

Besteuerung alkoholischer Getränke = gemeinschaftsrechtkonform!

(Erledigt mit „Musterbescheid b“ im 2. FF-Rundbrief vom 18.7.2005)

· Trotzdem heute noch offen und unerledigt sind aber idR jedenfalls jene Fälle, wo 

· (nach den Guthabensbescheiden, v.a. 56+76+78+55+75) 

· bereits das Bereicherungsverbot zum Einsatz gebracht werden musste (Muster 80) und

· wo Berufungen eingelangt sind und 

· wo Vorhalte ausgesandt und teilweise beantwortet, großteils aber nicht beantwortet wurden und

· wo bislang auch keine Vereinbarungslösungen getroffen wurden.

Die verschiedenen Lösungsmöglichkeiten…
- die derzeitige Position des Stmk. Gemeindebundes

1. Zurückziehungen, tw. Zurückziehungen („Vereinbarungen“) 

in Getränkeabgabe- und Bereicherungsverbot-Verfahren

a) Vollständige Zurückziehung der anhängigen Berufungen oder allenfalls unerledigten Anbringen

Dabei ist unbedingt darauf zu achten, dass eine wirksame Abgabenfestsetzung – auch auf Alkohol!! – besteht (zB wirksame + zutreffende Abgabenerklärung oder Bescheid, in welchem auch Alk versteuert ist).

GB: Wo das erreichbar ist, eine verfahrensökonomische zu empfehlende Lösung.

· Dazu ist ein Muster zu erwarten, welches der Gemeindebund demnächst per Rundmail versenden wird.

b) Thema Vereinbarungen:

Wenn von Gemeinde gewünscht, Unterstützung durch den Gemeindebund.

(Aussprache mit Betrieben + Steuerberatern +Rechtsanwälten, wo das Angebot der Gemeinde begründet unterbreitet und diskutiert wird) 

Ziele dabei: 

· Dokumentierbare Entscheidungsfindung auf rechtsstaatlicher Basis;

· abgabenrechtlich haltbare und 

· zivilrechtlich abgesicherte 

· inhaltlich-verfahrensrechtlich unanfechtbare „endgültige“ Lösung.

Meinung der Landesregierung dazu:

Beim Bereicherungsverbot weiterhin zulässig, wenn auch im Einzelfall nur mit gesetzeskonformen „Vereinbarungen“ kombiniert bzw erreichbar.

Maßstab/Obergrenze: Der nachgewiesen (oder wahrscheinlich) nicht überwälzte Anteil bzw die darauf entfallende Steuer kann refundiert werden.

(Musterschreiben und Bescheide dazu später…)

2. Amtswegige Wiederaufnahme (WA) abgeschlossener Verfahren 

 (GA-„Guthabensbescheide“) innerhalb der Verjährungsfrist

Ziel: Besteuerung alkoholischer Getränke trotz bisheriger Behandlung als Rechtsbehelfsfall

a) WA wegen abweichender Vorfragenbeurteilung
 

durch das neue EuGH-Urteil Frankfurt: dabei Vorfragenqualität
 strittig  

(„Zusatzhürde“: § 228 Abs 2 Stmk LAO: Eine seit Erlassung des früheren Bescheides eingetretene Änderung der Rechtsauslegung, die sich auf ein VwGH- oder VfGH-Erkenntnis stützt, darf nicht zum Nachteil der Partei berücksichtigt werden.)

b) WA wegen neu hervorgekommener Tatsachen und Beweismittel
, zB

· neu bekannt werdendes Umsatzverhältnis „Restaurationsumsätze“ zu „Lieferungen“ (zB Bier über die Gasse)

· neu bekannt werdender Umstand, dass alle Umsätze „Restaurationsumsätze“ waren

· bekannt werdende Bier-Graulieferungen (Brauerei-Skandal, Feststellungen der Finanzverwaltung)

Beurteilung der beiden bisher genannten Möglichkeiten: 

Widersprechende Gutachten und Fachmeinungen, daher dzt nicht als generelle Vorgangsweise empfohlen; Möglichkeiten werden aber weiterhin geprüft.

· WA auf Grund von konkreten Nachschaufeststellungen 

(Umsatzverkürzungen bei Erklärungen, Unterbewertungen, fehlende Bemessungsgrundlagen [zB PV], unzulässige Abzüge [überhöhter EV, BZ] bei alkoholischen oder alkoholfreien Getränken oder bei Speiseeis!)

· Wiederaufnahme (nach Nachschauen stets!) durch die erste Instanz
 jederzeit möglich - zB auf Grund einer Gemeindebund-Prüfung durchgeführt

· plus neuer Sachbescheid durch die erste Instanz, mit Anwendung des Frankfurt-Urteils

Beurteilung dieser Möglichkeit:

Vorgangsweise vom Stmk. Gemeindebund bereits abgetestet und vom VwGH bestätigt: Erkenntnis 2005/16/0256 vom 26.1.2006 (Gemeinde im Bezirk Hartberg; Anlass war „Reparaturbedarf“ nach versehentlicher Beurteilung als Rechtsbehelf, wo nach Einzelprüfung mit gefundenem Fehler wieder ins Verfahren eingestiegen werden konnte…

( Möglichkeit nach Gemeindebund-Prüfung: besteht und funktioniert!

3. Anwendung des Frankfurt-Urteils und des neuesten VwGH-Erk im Bereicherungsverbot-Berufungsverfahren

Basis: Gemeinde hat im Gastronomie-Rechtsbehelfsfall das Bereicherungsverbot angewendet, Berufung ist anhängig (= typische Situation lt bisherigen GB-Empfehlungen)

BVE 380, in welcher die Berufung abgewiesen wird.

(BVE = I., kein Gemeinderatsbeschluss erforderlich)

recht ausführlicher, aber einfacher Bescheid, grundsätzlich nicht erforderlich, orgendwelche keine Zahlen einzusetzen.

Die möglichst umgehende Erlassung dieses Bescheides ist die vom Gemeindebund empfohlene Vorgangsweise;

ist auch mit der Aufsichtsbehörde im Bundesland Steiermark abgesprochen.

Beschreibung des Gedankenganges in der Begründung des Bescheides 380:

· Im Hinblick auf die neueste EuGH- und VwGH-Judikatur erweist sich die Besteuerung von Dienstleistungen mit der Verabreichung alkoholischer Getränke als gemeinschaftsrechtskonform.

· Die auch auf innerstaatliche Sachverhalte anwendbare Bestimmung des § 186 Abs 3 LAO kann grammatikalisch interpretiert lediglich als „Nicht-Rückzahlungsbestimmung“ für überwälzte Abgaben angesehen werden - egal ob gemeinschaftsrechtswidrig oder nicht.

· Die Bestimmung muss daher bei rein innerstaatlichen Sachverhalten nicht als „Bereicherungsverbot“ ausgelegt werden, wo die Gemeinde weitgehende Beweislasten treffen würden; das (europarechtlich determinierte) Effektivitätsprinzip sei daher nicht weiter beachtlich.

· Ausgehend von der EuGH-Judikatur (Faaborg-Gelting Linien-Urteil, C-231/94 vom 2.5.1996) stellen Restaurationsumsätze (Abgabe von Speisen und Getränken zum sofortigen Verzehr) keine Lieferungen von Gegenständen dar, sondern sind als Dienstleistungen anzusehen (Lieferunganteil von Nahrungsmitteln ist nur ein weitaus geringerer Teil des Entgelts).

· Der VwGH hat daher in neuester Rechtsprechung die Besteuerung alkoholischer Getränke als gemeinschaftsrechtkonform beurteilt und Rückzahlungsansprüche abgewiesen.

· Zudem hat der VwGH ausgesprochen, dass die Besteuerung auch von Dienstleistungen im FAG und den GetrStG und den VO der Gemeinden gedeckt sind, auch wenn diese ausdrücklich dem Wortlaut nach nur „Lieferungen“ besteuern.

· Auch die Herausnahmemöglichkeit von „Bedienungsentgelt“ aus der Bemgl bestätigt lt VwGH, dass eine Dienstleistung vorliege; ob auch dieser Teil des Gesamtpreises für die Berechnung der Getränkesteuer herangezogen würde oder nicht, sei dabei lediglich eine rechtspolitische Entscheidung des nationalen Gesetzgebers.
· Auslegung des § 186 Abs 3 LAO rein nach nationalem Recht (GetrAbgG 1993, LAO, VO): formale Kriterien als ausreichende Indizien der erfolgten Überwälzung (Einrechnungspflicht der Steuer, die Inklusivpreisverrechnung, Schlüsselzahlen, …). Auslegung ist jedenfalls gegen eine Verletzung des in Artikel 5 EG-Vertrag normierten Treuegebotes der Mitgliedsstaaten immun, da keine gemeinschaftsrechtlich determinierten Ansprüche des Normunterworfenen (mehr) Gegenstand des Verfahrens sind.
· Rückwirkend eingeführte LAO-Rückerstattungsverhinderungsbestimmung des § 186 Abs 3 umfasst lt VwGH 2003/16/0148 vom 4.12.2003 (in Auslegung des EuGH-Urteils C-147/01 vom 2.10.2003) ausdrücklich auch die Verhinderung der Rückzahlung einer nicht (!) gemeinschaftsrechtswidrigen Abgabe (Äquivalenzprinzip = erfüllt ….. daher: auf innerstaatliche und gemeinschaftsrechtliche Ansprüche gleichermaßen anwendbar!).

· Im konkret vorliegenden Fall aufgrund der Gewerbeberechtigung bzw. Betriebsführung (Ausschank von Getränken in unverschlossenen Gefäßen) liegt eine Bewirtungstätigkeit vor

(allenfalls – zB bei nicht gewerblichen Ausschankbetrieben [Buschenschank, Frühstückspension, …] anpassen!)

· … daher Besteuerung von Dienstleistungen rechtskonform und Berufung abzuweisen.

· Dem Abgabepflichtigen wird angeboten, das mehrfach erwähnte EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005 (Hermann/Getränkesteuer der Stadt Frankfurt am Main) und/oder das ebenfalls mehrfach erwähnte VwGH-Erkenntnis 2005/16/0217 vom 27.4.2006 innerhalb der Rechtsmittelfrist anzufordern (von uns als pdf-Dateien bereit gestellt).

· Er kann es elektronisch (per E-Mail) oder per Post im ungekürzten Volltext unverzüglich unentgeltlich von der Gemeinde erhalten, um die dargestellte Rechtsbeurteilung mit der nunmehr gegebenen Steuerpflicht alkoholischer Getränke nachvollziehen zu können.

Kaum variable Textteile im Bescheid, daher sehr leicht und sehr rasch auszufüllen.

Man muss für die Ausfüllung nur wissen, 

· ob die Abweisung des Rückzahlungsantrages angefochten wurde und/oder ein neuerlicher Rückzahlungsantrag gestellt wurde

· ob ein Abgabenrückstand besteht (Betrag?) und

· ob die Aussetzung der Entscheidung gemäß § 211 LAO beantragt wurde (und diese seitens der Gemeinde [noch] nicht verfügt wurde)

Der Bescheid 380 und die erwähnten Zusatzdokumente stehen seit Mo, 12. Juni 2006 auf der Homepage des Gemeindebundes im Mitgliederservice zum Download bereit.

Was ist zu tun, wenn eine Gemeinde bei abgeschlossenem Getränkeabgabeverfahren den 80er-Bescheid noch nicht erlassen hat?

(dies unter den Voraussetzungen:

· „Guthabensbescheid“ rechtskräftig,

· keine Vereinbarung abgeschlossen)

Inhaltlich ähnlich (wie 380) begründeter Bescheid mit der erstmaligen Anwendung des § 186 Abs 3 LAO nachzuholen:

· Nullsaldofall + Rückstandsfall = Musterbescheid 370

· Guthabensfall = Musterbescheid 371

Gemeinden, welche bereits selbst eine BVE erlassen haben (zB zur Abwehr einer Beschwerde gem § 27 VwGG) 

und ein Vorlageantrag ist anhängig:

Inhaltlich ähnlich (wie 380) begründeter BE-Bescheid (II.) 

· Musterbescheid 384

Wie geht es weiter, wenn die behördlichen Erledigungen nicht akzeptiert werden? (Vorlageanträge, Vorstellungen)

Aufsichtsbehörde hat zugesagt, gemeindliche Bescheide zu halten.

Unter Umständen – je nach zwischenzeitig einlangenden Informationen usw - auch weitere Gespräche mit WK und KWT möglich.

Musterschreiben und Bescheidmuster für allfällige Vereinbarungen

… im Verfahrensstand einer anhängigen Berufung   NACH   Muster 80: 

· Einladung der Steuerpflichtigen zur Aussprache: Muster 350

· im Einvernehmen ausgestellte BVE; = Musterbescheid 398

beinhaltet anschließend ein kleines „Vertragswerk“ mit 

· Übernahmebestätigung 

· Rechtsmittelverzicht

· Anfechtungsverzicht der Gemeinde

· Anfechtungsverzicht des Abgabepflichtigen

· Verzicht auf die Beantwortung des Vorhaltes

· allenfalls Geheimhaltungsvereinbarung; letztere allenfalls mit einem Pönale bedroht

· einige weiteren Hinweisen an die Gemeinden

… im Verfahrensstand   BEVOR   Bescheid 80 erging: 

· Einladung der Steuerpflichtigen zur Aussprache: Muster 350

erstinstanzliche Bescheide mit Anwendung des § 186 Abs 3 LAO im vereinbarten Ausmaß:

· Nullsaldofall = Musterbescheid 374

· Rückstandsfall = Musterbescheid 374

· Guthabensfall = Musterbescheid 375

Gastronomie – Abgabepflicht im Jahr 2000

1.1. bis 31.12.2000

AF + AufgGetränke + Eis

1.1. bis 8.3.2000 

auch Alkohol pflichtig!

(Erlass der Landesregierung wird wahrscheinlich „ergänzt“ oder geändert)
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(Muster im Sommer vom Gemeindebund zu erwarten)

„Seitenblicke“ – anhängige Verfahren des Handels
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Fragen

Sofort auftauchende, offen gebliebene Fragen?

· Beantwortung von Teilnehmeranfragen.

Komplizierte Verfahrensgänge, komplexe und nicht nach unseren Mustern laufende Verfahren, individuelle Problemstellungen: 

· Anfrage per E-Mail an den Gemeindebund (post@gemeindebund.steiermark.at) oder – wenn viele Betriebe und/oder konkrete Ausarbeitungen durch den Gemeindebund gewünscht: 

· einen Mitarbeiter der Prüfungsabteilung für individuelle Betreuung & Beratung (Bescheiderstellung, …) anfordern.

Beschreibungen der neuen Bescheide und Muster

350 

Einladung an Parteien und Parteienvertreter zu einer Besprechung/Aussprache, wo aus verfahrensökonomischen Gründen eine einvernehmliche Lösung (Vereinbarung) angeboten werden soll (Verfahren GA-EU-Bereicherungsverbot, Rechtsbehelfsverfahren Alkohol)

370
Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): erstinstanzliche Anwendung des § 186 Abs 3 LAO zu 100 % (als „Bereicherungsverbot light“), sofern der 80er-Bescheid (nach rechtskräftiger „Nullbesteuerung alkoholischer Getränke“) noch nicht erlassen wurde; Rückstands- und Nullsaldofall (Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

371


Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): erstinstanzliche Anwendung des § 186 Abs 3 LAO zu 100 % (als „Bereicherungsverbot light“), sofern der 80er-Bescheid (nach rechtskräftiger „Nullbesteuerung alkoholischer Getränke“) noch nicht erlassen wurde; Guthabensfall (Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

374
(Vereinbarungsfall) Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): erstinstanzliche Anwendung des § 186 Abs 3 LAO zu weniger als 100 %, sofern der 80er-Bescheid (nach rechtskräftiger „Nullbesteuerung alkoholischer Getränke“) noch nicht erlassen wurde; Rückstands- und Nullsaldofall (Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

375
(Vereinbarungsfall) Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): erstinstanzliche Anwendung des § 186 Abs 3 LAO zu weniger als 100 %, sofern der 80er-Bescheid (nach rechtskräftiger „Nullbesteuerung alkoholischer Getränke“) noch nicht erlassen wurde; Guthabensfall (Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

380
Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): abweisende BVE nach Berufung gegen den Bescheid 80

(Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

384

Bereicherungsverbot in der Gastronomie ab dem Frankfurt-Urteil (bzw ab VwGH 2005/16/0217 vom 27.4.2006): abweisende BE nach Berufung gegen den Bescheid 80 (entweder direkt oder nach inzwischen zB zur Hintanhaltung einer Säumnisbeschwerde erfolgten BVE) (Achtung: 2 pdf-Zusatzdokumente können vom Abgabepflichtigen angefordert werden!)

398

(Vereinbarungsfall) Bereicherungsverbot für Gastronomie und Handel (Rechtsbehelfsverfahren Alkohol; jedoch ohne Erwähnung des Frankfurt-Urteils) – Umsetzung einer einvernehmlichen Lösung im Wege einer BVE (nach Berufung gegen Bescheid 80)

(pdf-Datei) VwGH-Erkenntnis 2005/16/0217 vom 27.4.2006 (zu Muster 370 bis 384) 

Der VwGH erachtet das EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005, Stadt Frankfurt am Main, in österreichischen Gastronomiefällen als anwendbar. (Diese pdf-Datei bzw Ausdruck kann von den Adressaten der Bescheide 370 bis 384 angefordert werden.) 

(pdf-Datei) Das EuGH-Urteil C-491/03 vom 10.3.2005 (zu Muster 370 bis 384)

sprach für die von der Stadt Frankfurt am Main für die zum Verzehr an Ort und Stelle erhobene Getränkesteuer auf alkoholische Getränke aus, dass die Besteuerung einer derartigen "Dienstleistung" als  gemeinschaftsrechtskonform anzusehen ist. 

�	Die 4 Frankfurt-Rundbriefe des Gemeindebundes samt Kurzinhalt:


24.5.2005 Getränkeabgabe-Rundbrief "Frankfurt - Teil 1" (FF1) zur Anwendung des EuGH-Urteils C-491/03 vom 10.3.2005 mit Zurückziehungsvorschlag und oberbehördlicher Bescheidaufhebung wegen Rechtswidrigkeit des Inhaltes bei Gastronomie-Rechtsbehelfsfällen, wenn alkoholische Getränke nicht versteuert (und in der Regel Guthaben ausgesprochen) wurden 


18.7.2005 Getränkeabgabe-Rundbrief "Frankfurt - Teil 2" (FF2) Anwendung des EuGH-Urteils C-491/03 vom 10.3.2005: bescheidmäßiger Ausspruch über die erfolgte Zurücknahme von Anbringen (Zurücknahmeverfügungsbescheid, Kurzversion); inhaltliche Anwendung des Frankfurt-Urteils in der Gastronomie (erstinstanzlicher Abgabenbescheid)


1.12.2005 Getränkeabgabe-Rundbrief "Frankfurt - Teil 3" (FF3): Noch im Jahr 2005 zu setzende Maßnahmen (Verjährungsunterbrechung, Aussetzung der Entscheidung über die Berufung, Einforderung ausständiger Abgabenerklärungen) 


8.5.2006 Getränkeabgabe-Rundbrief "Frankfurt - Teil 4" / (FF4): Das VwGH-Erkenntnis 2005/16/0217 vom 27.4.2006 bestätigt, dass das „Frankfurt-Urteil“ des EuGH (C-491/03 vom 10.3.2005) auch auf österreichische Gastronomiebetriebe anwendbar ist.


�	§ 224 Abs 3 zweiter Tatbestand LAO (Verweis auf § 224 Abs 1 lit c LAO)


�	Bindungswirkung, Parteien- und Sachidentität


�	LAO: § 224 Abs 3 dritter Tatbestand; Wiederaufnahme gemäß § 226 Abs 1 LAO durch die erste oder zweite Instanz


�	§ 226 Abs 2 LAO
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